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Gesetz zur Änderung 

des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von 
Wohnraum für das Land Nordrhein-Westfalen 

(WFNGÄndG NRW) 
Vom 10. Januar 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen (WFNGÄndG NRW) 

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von 

Wohnraum für das Land Nordrhein-Westfalen 

Das Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 8. Dezember 
2009 (Gv. NRW. S. 772) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 wird der Punkt am Satzende durch 
ein Komma ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

"sofern nicht die Befugnis zum Erlass landesrechtli­
eher Regelungen den Ländern übertragen wurde." 

2. In § 6 Absatz 4 Satz 2 wird das Wort "Eckpunkte" 
durch das Wort "Eckwerte" ersetzt. 

3. In § 14 Absatz 2 wird Satz 1 wie folgt ersetzt: 

"Jahreseinkommen jeder haushalts angehörigen Per­
son ist die Summe der positiven Einkünfte im Sinne 
des § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 4, 6 und 7 sowie des 
Absatzes 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes in 
Verbindung mit § 10 Absatz 1 Nummer 5 des Einkom­
mensteuergesetzes." 

4. § 15 Absatz 3 Nummer 5 wird wie folgt neu gefasst: 

,,4 000 Euro bei Zwei-Personen-Haushalten und jun­
gen Ehepaaren (§ 29 Nummer 7) sowie eingetragenen 
Lebenspartnerschaften im Sinne des Gesetzes über 
die Eingetragene Lebenspartnerschaft (Lebenspart­
nerschaftsgesetz - LPartG) unter im Übrigen gleichen 
Voraussetzungen; '.' 

5. In § 16 Absatz 5 wird das Wort " nichtig " durch das 
Wort "unwirksam" ersetzt. 

6. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) Die zuständige Stelle kann im Einvernehmen 
mit der betroffenen Gemeinde durch Satzung 
Gebiete mit erhöhtem Wohnungs bedarf festlegen, 
in denen der Verfügungsberechtigte frei oder 
bezugsfertig werdenden Wohnraum nur einem von 
der zuständigen Stelle benannten Wohnungssu­
chenden zum Gebrauch überlassen darf. Für die 
Benennung gelten die §§ 2 und 17 Absatz 3 sinn­
gemäß. Auf Erlass der Satzung besteht kein 
Rechtsanspruch, die Satzung ist auf höchstens 
fünf Jahre zu befristen. Von der Ausübung des 
Benennungsrechts kann abgesehen werden, wenn 
der Verfügungsberechtigte auf Grund einer Bele­
gungsvereinbarung oder Selbstverpflichtung an 
der Wohnraumversorgung in besonders dringenden 
Fällen durch eine Vergabe des geförderten Wohn­
raums in eigener Verantwortung mitwirkt oder in 
Einzelfällen auch bei der Wohnraumversorgung 
solcher Haushalte behilflich ist, bei denen zweifel­
haft ist, ob sie die mietvertraglichen Pflichten 
erfüllen. Das Benennungsrecht wird nicht ange­
wandt, solange ein Besetzungsrecht besteht." 

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden zu Absätzen 
5 bis 7. 

7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 
und 3. 

c) In Absatz 2 Nummer 1 (neu) wird das Wort "sons­
tiges" gestrichen. 

d) In Absatz 2 Nummer 4 (neu) wird am Satz ende der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: "insbesondere weil die Woh­
nung in einem Teil des Gemeindegebiets liegt, der 
durch soziale Missstände benachteiligt ist oder 
einen besonderen Entwicklungsbedarf aufweist 
(§ 171 e Absatz 2 des Baugesetzbuchs - BauGB)." 

e) In Absatz 3 Satz 2 (neu) wird die Angabe "Absat­
zes 3" durch die Angabe "Absatzes 2" ersetzt. 

8. In § 21 Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
"wenn" die Wörter "ein öffentliches Interesse an den 
Bindungen nicht mehr besteht oder" eingefügt. 

9. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Liegt eine berechtigte Eigen- oder Selbstnut­
zung erst nach dem Zuschlag und dem Erlö­
schen der Grundpfandrechte vor, so enden die 
Bindungen mit dem Beginn der Eigen- oder 
Selbstnutzung." 

bb) Der bisherige Satz 2 wird zu Satz 3. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

"Für Miet- oder Genossenschaftswohnraum 
gilt in entsprechenden Fällen die Zweckbin­
dung bis zu dem im Bewilligungsbescheid 
oder dem in der Förderzusage bestimmten 
Ende, längstens bis zum Ablauf des dritten 
Kalenderjahres nach dem Kalenderjahr der 
Löschung oder der Mittelrückzahlung. Die 
Sätze 1 und 2 gelten unabhängig davon, ob 
zuvor wegen Verstoßes gegen die Bestimmun­
gen des Bewilligungsbescheids oder der För­
derzusage eine längere Nachwirkungsfrist auf 
Grund einer Kündigung der Darlehen oder 
Rückforderung von Zuschüssen bestand." 

bb) Der bisherige Satz 3 wird zu Satz 4. 

10.In § 26 Absatz 1 Satz 1 werden die Angabe ,,§ 17 
Absätze 1, 2, 3 oder 5, 6" durch die Angabe ,,§ 17 
Absätze 1,2,3 oder 6, 7" und die Angabe "der §§ 8 a, 
8 b oder 9 WoBindG" durch die Angabe "der §§ 8,8 a, 
8 b oder 9 WoBindG" ersetzt. 

11. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Nummer 1 wird die Angabe "den §§ 8 a, 8 b 
oder 9 WoBindG" durch die Angabe "den §§ 8, 
8 a, 8 b oder 9 WoBindG" ersetzt. 

bb) In Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 17 Absatz 2, 
Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1" durch 
die Angabe ,,§ 17 Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 
oder Absatz 6 Satz 1" ersetzt. 

ce) In Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 17 Absatz 6 
Satz 1" durch die Angabe ,,§ 17 Absatz 7 
Satz 1" ersetzt. 

dd) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 
eingefügt: "Wohnraum in gemäß § 40 Absatz 
4 festgelegten Gebieten ohne Genehmigung 
anderen als Wohnzwecken zuführt oder leer 
stehen lässt'.' 

ee) Die bisherigen Nummern 12 bis 14 werden zu 
Nummern 13 bis 15. 

b) In Absatz 2 werden die Angabe "Nummern 2, 9 
und 14" durch die Angabe "Nummern 2, 9 und 15'; 
die Angabe "Nummern 11, 12 und 13" durch die 

.Angabe "Nummern 11, 13 und 14" und die Angabe 
" Nummern 1, 5, 6, 7 und 10" durch die Angabe" 
Nummern 1,5 ,6,7, 10 und 12" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe "Nummern 10 bis 14" 
durch die Angabe "Nummern 10 bis 15" ersetzt. 

12. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
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"Die Vorschriften des Teils 8 gelten nicht für die 
vom Verfügungsberechtigten eigengenutzten 
Wohngebäude, Wohnungen und Wohnräume." 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

b) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird der Punkt am Satzende durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb­
satz angefügt: ,,§ 41 Absatz 3 Satz 2 bis 4 gel­
ten entsprechend." 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort "Trep­
pen" ein Komma und die Wörter "Aufzugs-, 
Haustür-/Türschließ-" eingefügt. 

ce) In Nummer 4 werden das Wort "oder" durch 
ein Komma ersetzt und nach dem Wort 
"Bäder" die Wörter "oder Balkone" eingefügt. 

d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Die Gemeinde kann durch Satzung Gebiete 
mit erhöhtem Wohnungs bedarf festlegen, in denen 
Wohnraum nur mit Genehmigung anderen als 
Wohnzwecken zugeführt werden oder leer stehen 
darf. In der Satzung können weitere Bestimmun­
gen über finanzielle Auflagen der Genehmigung 
oder die Wiederherstellung des früheren oder eines 
gleichwertigen Zustands getroffen werden, um den 
Wohnraum wieder Wohnzwecken zuzuführen. Auf 
Erlass der Satzung besteht kein Rechtsanspruch, 
die Satzung ist auf fünf Jahre zu befristen." 

13.In § 43 Absatz 3 Satz 2 werden nach. den Wörtern 
"wenn dies zur" die Wörter " Kontrolle, Uberwachung, 
Entscheidung über eine Maßnahme nach diesem 
Abschnitt oder" eingefügt. 

Artikel 2 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 10. Januar 2012 

Die Landesregierung 
Nordrhein -Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) 
Sylvia L öhr man n 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert Wal t e r-B 0 r ja n s 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Für den Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

und die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Die Ministerin 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

Dr. Angelica S c h wall - D ü ren 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes Remmel 

701 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute Sc h ä f e r 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW. 2012 S. 13 

Gesetz 
über die Sicherung von Tariftreue und 

Sozial standards sowie fairen Wettbewerb bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge (Tariftreue­
und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen 

-TVgG-NRW) 
Vom 10. Januar 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die Sicherung von Tariftreue und Sozialstandards 
sowie fairen Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge (Tariftreue- und Vergabegesetz 
Nordrhein-Westfalen - TVgG - NRW) 

§1 
Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, einen fairen Wettbewerb um 
das wirtschaftlichste Angebot bei der Vergabe öffentli­
cher Aufträge unter gleichzeitiger Berücksichtigung von 
Sozialverträglichkeit, Umweltschutz und Energieeffizi­
enz sowie Qualität und Innovation der Angebote zu för­
dern und zu unterstützen. 

§2 
Anwendungsbereich; Begriffsbestimmung 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen über Bau- und Dienstleistungen in Nordrhein­
Westfalen im Sinne von § 99 des Gesetzes gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 15. Juli 2005 (BGBL I S. 2114, ber. 2009 I 
3850), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
26. Juli 2011 (BGBL I S. 1554). Die §§ 3 und 17 bis 19 die­
ses Gesetzes gelten auch für die Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen über Lieferleistungen im Sinne von § 99 
Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun­
gen. 

(2) Für öffentliche Aufträge im Bereich des öffentlichen 
Personennahverkehrs gelten die Regelungen dieses 
Gesetzes für alle Dienstleistungsaufträge im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 137012007 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentli­
che Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und 
(EWG) Nr. 1107170 des Rates (ABI. L 315/1 vom 3. 
Dezember 2007). Dieses Gesetz gilt auch für Verkehre im 
Sinne von § 1 Freistellungsverordnung in der im Bundes­
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9240-1-1, veröf­
fentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 30. Juni 1989 (BGBL I S. 1273). 

(3) Soweit nach diesem Gesetz Verpflichtungen im Rah­
men der Angebotsabgabe begründet werden, gelten diese 
Verpflichtungen für Direktvergaben im Sinne von Artikel 
5 Absatz 2, 4 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
entsprechend und sind vor der Erteilung des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrages zu erfüllen. 

(4) Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Gesetzes 
sind die öffentlichen Auftraggeber im Land Nordrhein­
Westfalen gemäß § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbs­
beschränkungen, es sei denn sie führen die Vergabever­
fahren im Namen oder im Auftrag des Bundes oder eines 
anderen Bundeslandes durch. 
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